Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1915 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

114, Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 12 . Februar 1964 


1. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Kilometer- 

Wienand Entschädigung der Bundesbediensteten für pri- 

vateigen anerkannte Kraftfahrzeuge — wie 
das Land Nordrhein-Westfalen — den mittler- 
weile erheblich angestiegenen Kosten anzu- 
passen? 


I. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung ggf. auch bereit, die 
Wienand Kilometer-Entschädigung innerhalb der Son- 

derregelung F (0,08 DM pro km) des Reisekos- 
tengesetzes einer entsprechenden Prüfung zu 
unterziehen und sie anzuheben? 


11. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Seibert durch die Senkung der Beförderungsteuer für 

den Werkfernverkehr für die mittelständi- 
schen Betriebe in Industrie, Handwerk und 
Handel eine Verschlechterung ihrer Wettbe- 
werbslage gegenüber den werkfernverkehr- 
treibenden Großunternehmen eintreten kann? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


III. 1. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Offenbach) 


Trifft es zu, daß der Pharmazeutische Fach- 
ausschuß der Kommission zur Vorbereitung 
des Deutschen Arzneibuchs im Gegensatz zur 
Auffassung des Bundesgesundheitsministe- 
riums die Meinung vertritt, daß die Verwen- 
dung von demineralisiertem Wasser in Infu- 
sions- und Injektionslösungen sowie in Augen- 
tropfen auch für Hersteller, die eine Erlaubnis 
nach § 12 oder § 19 des Arzneimittelgesetzes 
besitzen, verboten ist? 


III. 2. Abgeordneter 

Fritsch 


Welche Erfahrungen liegen hinsichtlich etwai- 
ger Folgen der Hirnkammerluftfüllung (Pneu- 
mo-Enzephalogramm) vor? 
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IV. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Memmel deutsch-amerikanische Studentenaustausch we- 

gen der Höhe der Flugkosten bzw. Schiffs- 
passagen einen unerwünscht geringen Umfang 
hat und die bisherigen Bemühungen des Deut- 
schen Bundesstudentenringes um eine Auswei- 
tung aus eben diesem Grunde nur geringen 
Erfolg haben können? 

Ist die Bundesregierung bereit, künftig im 
Haushaltsplan Mittel bereitzusteilen, die als 
Zuschüsse zu den Flugkosten vergeben werden 
können, soweit im Liniendienst der Deutschen 
Lufthansa Plätze frei sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt daß z. B. 
Frankreich eine ähnliche Regelung bereits ge- 
troffen hat, um den französisch-amerikanischen 
Studentenaustausch zu fördern? 

Was ist der Bundesregierung über den angeb- 
lichen Aufenthalt des an Verbrechen im Kon- 
zentrationslager Auschwitz beteiligten Arztes 
Mengele bekannt? 

Trifft die Meldung zu, daß die „Africans- 
Deutsche Kulturgemeinschaft in Südwest-Afri- 
ka" in der Bundesrepublik 20 000 Exemplare 
einer Broschüre verteilen läßt, in. der die Ras- 
sentrennungspolitik der südafrikanischen 
Regierung unterstützt wird? 

IV. 6. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekanntge- 
Dr. Kohut worden, in denen gegen Geld oder sonstige 

Vorteile der Konsultitel verliehen worden ist? 

Ist bei den Verhandlungen über die Neuge- 
staltung des vom Auswärtigen Amt im Jahre 
1956 erlassenen Statuts für deutsche Orts- 
kräfte bei den deutschen Auslandsvertretun- 
gen vorgesehen, die Gehälter der Ortskräfte 
zu erhöhen und sie in ein angemessenes fe- 
stes Verhältnis zu den Bezügen der in das be- 
treffende Land entsandten Bediensteten des 
Auswärtigen Amts zu bringen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

V, 1. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung in Ausfüh- 
Jahn rung von Artikel 95 Abs. 4 GG den Entwurf 

eines Gesetzes über die Verfassung und das 
Verfahren des Obersten Bundesgerichts vor- 
legen? 

V. 2. Abgeordnete Hält die Bundesregierung die bisherige ge- 

Frau Dr. Diemer- setzliche Regelung über die vergleichende 
Nicolaus Werbung für ausreichend? 


IV. 7. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


IV. 5. Abgeordneter 

Kaffka 


IV. 4. Abgeordneter 

Jahn 


IV. 3. Abgeordneter 

Memmel 


IV. 2 . Abgeordneter 
Memmel 
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V. 3. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


V. 4. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 

V. 5. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


V. 6. Abgeordneter 

Strohmayr 


Ist die Meldung in der „Welt" vom 1. Fe- 
bruar 1964 zutreffend, daß eine Richtlinie über 
die Publizitätspflicht auch der GmbH kurz vor 
der Verabschiedung durch die EWG-Kommis- 
sion steht und daß nach Artikel 2 des Richt- 
linienentwurfs für GmbH, deren Bilanzsumme 
eine Million Dollar übersteigt, eine Offenle- 
gungspflicht für den Errichtungsakt, für Än- 
derungen dieser Akte, für den vollen Wort- 
laut der Satzung, die Personalien der Verwal- 
tungsberechtigten, ferner für die Bilanz und 
die Gewinn- und Verlustrechnung vorgesehen 
ist? 

Welche Meinung hat die Bundesregierung in 
den Sachverständigen-Beratungen der EWG zu 
Frage V/3 vertreten? 

Ist die Bundesregierung auch der Auffassung, 
daß der Deutsche Bundestag in seiner Ent- 
scheidung über eine Publizitätspflicht der 
GmbH bei der demnächst zu erwartenden Be- 
ratung über eine GmbH-Reform nicht so prä- 
judiziert werden sollte, daß er sich in einen 
grundsätzlichen Gegensatz zur allgemeinen 
Auffassung in Deutschland über die personen- 
bezogene Struktur der typischen GmbH und 
über die Abgrenzung der sog. großen GmbH 
bringen muß? 

Sind der Bundesregierung die Ursachen für die 
in jüngster Zeit zu beobachtende sprunghafte 
Zunahme der Rauschgiftdelikte, vor allem des 
Schmuggels und Handels von Opiaten, be- 
kannt? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


VI. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
Wächter kaufsvereinigung dänischer Exportschlachte- 

reien (Galt) das Exportabkommen mit deut- 
schen Importeuren gekündigt hat, um die 
Sauenausfuhr in die Bundesrepublik zu mo- 
nopolisieren? 


VI. 2. Abgeordneter Steht ein solches Verfahren im Widerspruch zu 
Wächter unserer freien Wirtschaftsordnung, weil durch 

die weitgehende Konzentrierung der Sauen- 
einfuhr der freie Wettbewerb auf dem deut- 
schen Markt und damit wesentliche Marktin- 
teressen der deutschen Erzeuger in Frage ge- 
stellt sind? 


VI. 3. Abgeordneter Ist es mit dem Gleichheitsgrundsatz zu ver- 

Wächter einbaren, wenn in verschiedenen Städten der 

Bundesrepublik im öffentlichen Dienst Beschäf- 
tigte, die unter gleichen Voraussetzungen le- 
ben, nach unterschiedlichen Ortsklassen be- 
soldet werden? 
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VI. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung zu einer Gesetzesvor- 
Dr. Kohut läge bereit, welche die Verschandelung der 

Landschaft durch Reklame aller Art verbietet? 

VI. 5. Abgeordneter Will die Bundesregierung auch weiterhin, wie 
Dr. Kohut beim Stopp der Eiereinfuhr, den Verbraucher 

vor einer Preissenkung auf dem Ernährungs- 
sektor schützen? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
amerikanischen Stationierungsstreitkräfte im 
Raume Kaiserslautern beabsichtigen, über 300 
zivile deutsche Arbeitnehmer zu entlassen? 

VII. 2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Dr. Müller- in Frage VII/1 erwähnten Entlassungen zu 

Emmert verhindern oder für die Bereitstellung von Er- 

satzarbeitsplätzen zu sorgen? 

Ist der Bundesregierung die große Unzufrie- 
denheit der ca. 60 000 deutschen Rentner be- 
kannt die ständig in Italien leben und deren 
Rente erst in der letzten Woche des zweiten 
Monats entgegen den vereinbarten Bestim- 
mungen gezahlt wird? 


VIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

VIII. 1. Abgeordneter Hat der Kabinettsausschuß für Wirtschaft ei- 
Seibert ner Erhöhung der Kontingente für den gewerb- 

lichen Güterfernverkehr der Straße um 8Vo 
und einer Senkung der Beförderungsteuer 
für den Werkfernverkehr von 5 auf 3 Pfen- 
nige je Tonnenkilometer zugestimmt? 

Trifft es zu, daß durch die in Frage VIII/1 
erwähnte Regelung neben dem errechneten 
jährlichen Beförderungsteuerausfall von 50 
Mill. DM für die Deutsche Bundesbahn Ein- 
nahmeverluste von jährlich rund 500 Mill. DM 
zu erwarten und für das Güterfernverkehrs- 
gewerbe und die nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen erhebliche wirtschaftliche Schwierig- 
keiten zu befürchten sind? 

VIII. 3. Abgeordneter Billigt es die Bundesregierung, daß die 
Strohmayr Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 

es ablehnte, einen Bundesbahn-Oberinspektor 
im Falle seiner Wahl zum hauptamtlichen Bür- 
germeister einer Gemeinde im Landkreis Neu- 
Ulm für die Amtszeit von sechs Jahren zu be- 
urlauben? 


VIiI. 2. Abgeordneter 
Seibert 


VII. 3. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


VII. 1. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 
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VIIL 4. Abgeordnete 

Frau Meermann 


VIII. 5, Abgeordnete 

Frau Meermann 


VIII. 6. Abgeordnete' 

Frau Meermann 


VIII. 7. Abgeordneter 

Dr. Rinderspacher 


VIII. 8. Abgeordneter 

Dr. Rinderspacher 


VIII. 9. Abgeordneter 

Logemann 


VIII. 10. Abgeordneter 

Logemann 


VIII. 11. Abgeordneter 

Logemann 


VIII. 12. Abgeordneter 

Spitzmüller 


Ist der Bundesregierung das Projekt bekannt, 
eine etwa acht Kilometer lange Brücke über 
den Bodensee (überlinger See) zu bauen, die 
evtl, die derzeitige Fährverbindung Konstanz- 
Staad-Meersberg ersetzen könnte? 

Ist die Bundesregierung bereit, das in Frage 
VIII/4 genannte Projekt zu unterstützen, 
wenn es sich technisch realisieren lassen 
sollte? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, ein 
solches in Frage VIII/4 genanntes Projekt ge- 
gebenenfalls durch die Erhebung eines „Brük- 
kenzolls" ganz oder teilweise zu finanzieren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Passan- 
ten, besonders aber Schulkinder, bei der Be- 
nützung der Ortsdurchfahrten im Zuge der 
Bundesstraße 33 — beispielsweise in dem 
mehrere Kilometer langen Gutach (Schwarz- 
waldbahn) — erhöhten Gefahren ausgesetzt 
sind, weil Gehwege fehlen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
bei gefährlichen und vielbefahrenen Orts- 
durchfahrten im Rahmen des Zwischenaus- 
baues bzw. der endgültigen Trassierung der 
B 33 Gehwege zu bauen oder wenigstens Fuß- 
gänger-Markierungen längs der Ortsdurch- 
fahrten anbringen zu lassen? 

Wie hoch war in den letzen Jahren die Zahl 
der Verkehrsunfälle, für die Straßenbäume in 
irgendeiner Form die Ursache waren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Jah- 
re 1963 allein im Landkreis Grafschaft Diep- 
holz 156 Verkehrsunfälle mit 16 Toten und 77 
Schwerverletzten durch Straßenbäume verur- 
sacht wurden? 

Ist die Bundesregierung bereit, stärkere, den 
Verkehr gefährdende Straßenbäume beseiti- 
gen zu lassen und dem Charakter der Land- 
schaft durch laufende Nachpflanzungen junger 
Bäume oder Sträucher Rechnung zu tragen? 

Sind Presseberichte zutreffend, wonach Frank- 
reich die Errichtung von mindestens drei Stau- 
stufen im Rhein zwischen Straßburg und Karls- 
ruhe plant? 


Bonn, den 7. Februar 1964 
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